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Stadtverwaltung � Postfach 1462 � 99804 Eisenach � Amt: 37  Amt für Brand- und Katastrophenschutz 

       

Gemeinde Hörselberg-Hainich Gebäude: An der Feuerwache 6 

Herrn Bürgermeister Bischof Auskunft erteilt: Herr Steffan 

Hauptstraße 90 B Telefon: (0 36 91) 6 73-3 70  
      Telefax: (0 36 91) 6 73-9 37  
99947 Behringen E-Mail: 

      brandschutzamt@eisenach.de 

      AZ: 37 02 26 
 
Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Datei, unsere Nachricht vom Datum 
  ste-br 13. Aug. 2009 

 
Anpassung des Inhaltes der Zweckvereinbarung zur Gew ährleistung des abwehrenden 
Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im Industrie - und Gewerbegebiet Kindel der 
Gemeinde Hörselberg durch die Feuerwehr Eisenach 
 
 
Sehr geehrter Herr Bischof,  
 
die Gemeinde Hörselberg-Hainich erstattet der Stadt Eisenach jährlich zum 01.07. eine Pauschale 
in Höhe von 5.000,00 Euro für die Gewährleistung des abwehrenden Brandschutzes und der 
Allgemeinen Hilfe im Industrie- und Gewerbegebiet Kindel.  
 
Seit In-Kraft-Treten der Zweckvereinbarung am 01.07.2003 wurde die Pauschale nicht erhöht. 
Inzwischen sind durch erhebliche Preissteigerungen die Kosten bei der Stadt Eisenach für die 
Vorhaltung der Feuerwehrtechnik, mit der auch der Brandschutz und die Allgemeine Hilfe im 
Industrie- und Gewerbegebiet Kindel gewährleistet wird, deutlich gestiegen.  
 
Insofern ist eine angemessene Erhöhung der Pauschale ab dem Jahr 2010 geboten.  
 
Bevor eine 1. Änderung der o. g. Zweckvereinbarung (§ 4 Kostenerstattung) in Betracht kommt,  
sollte zunächst im gegenseitigen Einvernehmen Einigung über die künftige Höhe der Pauschale 
erzielt werden.  
 
Ich schlage Ihnen vor, künftig die jährliche Pauschale auf 7.000,00 Euro anzupassen. Dieser 
Summe liegt eine jährliche Preissteigerungsrate von ca. 5,5 % zugrunde seit In-Kraft-Treten der 
Zweckvereinbarung.  
 
Ihrer Auffassung zu meinem Vorschlag sehe ich mit Interesse entgegen und verbleibe 
 
mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez.  
Matthias Doht 
Oberbürgermeister 
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